
verurteilt. Es ist davon ausgegangen, daß der Angeklagte diese 
optischen Erzeugnisse nach Westdeutschland bzw. Westberlin 
ausgeitihrt hat.

Gegen dieses Urteil hat der Angeklagte Berufung eingelegt 
und die Anwendung des HSchG gerügt. Er habe die optischen 
Erzeugnisse nicht in Westberlin bzw. Westdeutschland, sondern 
im Ausland verkauft.

Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht hat festgestellt, daß der Angeklagte 

optische Geräte zwar im Gebiet der Deutschen Demo­
kratischen Republik eimkaufte, diese aber im Ausland 
(Spanien, Frankreich und Italien) verkaufte und das Ge­
biet von Westberlin bzw. Westdeutschland nur benutzte, 
um die Waren ins Ausland zu bringen. Westberlin bzw. 
Westdeutschland sind bei dieser strafbaren Handlung 
des Angeklagten' nur als Durchgangsland verwandt 
worden.

Der Senat stimmt der Berufungsbegründung darin zu, 
daß das geschützte Objekt des Gesetzes zum Schutze des 
innerdeutschen Handels der legale innerdeutsche Handel 
zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und 
der Bundesrepublik Deutschland ist. Nur von der richti­
gen Erkenntnis des Objekts aus können' die strafbaren 
Handlungen des Angeklagten zutreffend beurteilt wer­
den. Der Angeklagte hat die von ihm aufgekauften 
optischen Geräte aber nicht in Westberlin bzw. in der 
Bundesrepublik Deutschland, sondern im Ausland ver­
kauft: er hat daher nicht den legalen innerdeutschen 
Handel gestört.

Der Senat kann nicht der Meinung des Staatsanwalts 
beipflichten, wonach das HSchG in diesem Fall dennoch 
Anwendung findet, weil der Angeklagte die optischen 
Geräte und Instrumente als westdeutscher Bürger auf­
gekauft hat. Das HSchG stellt die Bestrafung nicht 
darauf ab, ob ein Bürger der Bundesrepublik illegal 
Waren im Gebiet der Deutschen Demokratischen Repu­
blik aufkauft Es will denjenigen bestrafen, der illegal 
Waren nach Westberlin bzw. Westdeutschland ver­
bringt, gleichgültig welche Staatsangehörigkeit er be­
sitzt.

Es ist somit festzustellen, daß der Angeklagte nicht 
gegen das Gesetz zum Schutze des innerdeutschen 
Handels verstoßen hat, sondern nach anderen Straf- 
rechtsnormen zu bestrafen ist. Es erhebt sich die Frage, 
ob er durch die Verschiebung hochwertiger optischer In­
strumente gem. § 1 WStVO die Versorgung der Bevölke­
rung vorsätzlich gefährdet hat. Das ist zu verneinen. 
Auf Grund der Stabilität und der Leistungsfähigkeit 
lunserer volkseigenen optischen Industrie sind diese 
hochwertigen Geräte und Instrumente in unserer Repu­
blik kein Engpaß, sondern für jeden Bürger unserer 
Republik ohne Schwierigkeiten erhältlich. Der Wert der 
vom Angeklagten aufgekauften Geräte ist im Hinblick 
auf die Gesamtproduktion und die zur Verfügung 
stehende Gesamtmasse für die Bevölkerung relativ 
gering. Eine konkrete Gefährdung der Versorgung ist 
nicht eingetreten.

Gleichwohl hat der Angeklagte den Tatbestand des 
§ 1 Abs. 1 Ziff. 3 WStVO verwirklicht, weil er die Durch­
führung der Wirtschaftsplanung gefährdet hat.

Gegenstand unserer Wirtschaftsplanung sind u. a. die 
Außenhandelsbeziehungen zu den sozialistischen Staaten 
und auch zu den kapitalistischen Staaten^ Auf Grund 
der Außenhandelsverträge werden unter Berücksichti­
gung des gegenseitigen Vorteils Waren ausgetauscht, die 
der jeweilige Handelspartner veräußert, um das 
dringend benötigte Austauschprodukt zu erhalten. Es 
ist gerichtsbekannt, daß gerade die optischen Erzeugnisse 
unserer volkseigenen Industrie im kapitalistischen Aus­
land hohes Ansehen genießen und dringend benötigt 
werden. Somit sind diese optischen Geräte ein wichtiges 
Außenhandelsprodukt unserer Republik. Die jeweiligen 
Exportpläne unserer Regierung sind Teile unserer Wirt­
schaftsplanung, ebenso wie die Planung des Imports 
von Rohstoffen, Halbfertigfabrikaten und Fertigfabrika­
ten. Wenn nun Menschen, wie der Angeklagte, illegal 
diese begehrten hochwertigen optischen Instrumente im 
kapitalistischen Ausland verkaufen, so wird der Bedarf 
dieser Länder durch unkontrollierbare Kanäle gedeckt 
und der legale Außenhandel der Deutschen Demokrati­
schen Republik gestört. Darunter leidet unmittelbar die 
Durchführung der Wirtschaftsplanung der Deutschen 
Demokratischen Republik.

Der Angeklagte hat durch Beiseiteschaffen von Er­
zeugnissen entgegen dem ordnungsmäßigen Wirtschafts­
ablauf die Durchführung der Wirtschaftsplanung vor­
sätzlich gefährdet und ist deshalb nach § 1 Abs. 1 Ziff. 3 
WStVO zu bestrafen.

A n m e r k u n g :
Dem Urteil des Bezirksgerichts kann insofern nicht 

zugestimmt werden, als es die Anwendung des Gesetzes 
zum Schutze des innerdeutschen Handels verneint, weil 
Westberlin und Westdeutschland nur als Durchgangs­
land für illegale Warentransporte nach dem Ausland 
benutzt worden sind.

Richtig ist, daß das Bezirksgericht die Frage stellt, 
ob das durch das Gesetz geschützte Objekt — der inner­
deutsche Handel — im vorliegenden Fall angegriffen ist 
oder nicht. An die Beantwortung dieser Frage ist das 
Bezirksgericht aber zu formal herangegangen und hat 
beachtenswerte wirtschaftliche Zusammenhänge außer 
Betracht gelassen.

Der vorliegende Fall, daß in der DDR illegal auf­
gekaufte optische Geräte, insbesondere Zeiss-Produkte, 
nicht in Westberlin und Westdeutschland, sondern im 
Ausland umgesetzt werden, ist gar nicht selten, nur 
kommt es selten vor, daß der unmittelbare Aufkäufer 
selbst die Geräte ins Ausland bringt; normalerweise 
schalten sich Zwischenaufkäufer in Westberlin ein, die 
sich der strafrechtlichen Verantwortung vor der demo­
kratischen Justiz entziehen. Jedenfalls aber werden, wie 
eine Reihe Berliner Strafverfahren ergeben hat, größere 
Mengen der aufgekauften optischen Geräte nach dem 
Ausland verschoben, sowohl nach dem westlichen und 
südlichen Ausland — Italien, Schweiz, Österreich, Frank­
reich usw. — wie auch nach dem Nahen Osten, wo die 
optischen Erzeugnisse der DDR ein begehrter Handels­
artikel sind.

Hätte das Bezirksgericht Bedenken getragen, das 
HSchG gegen einen Aufkäufer anzuwenden, der die 
optischen Geräte nicht selbst ins Ausland verbracht, 
sondern in Westberlin oder Westdeutschland an einen 
Zwischenhändler verkauft hätte, der sie seinerseits ins 
Ausland weiterverkauft hätte? In diesem Fall hätte das 
Bezirksgericht wohl bedenkenlos das HSchG angewandt. 
Die ökonomische Auswirkung ist aber bei einem un­
mittelbaren Verkauf ins Ausland die gleiche. Auch er 
beeinträchtigt, soweit es sich um größere Warenmengen 
handelt, den innerdeutschen Handel. Daß dies nicht 
unmittelbar, sondern nur mittelbar geschieht, kann 
nicht entscheidend sein.

Man muß sich vergegenwärtigen, daß ein Teil der von 
Westdeutschland in der DDR bezogenen optischen Ge­
räte nicht zur Deckung des westdeutschen Bedarfs, 
sondern zum Export ins westliche Ausland bestimmt 
ist. Wird nun der ausländische Bedarf teilweise durch 
das Angebot von seiten der Schieber gedeckt — ein An­
gebot, das auf Grund der Ausnutzung des schwindel­
haften Wechselkurses zwischen den beiden deutschen 
Währungen für den Käufer viel günstiger ist als das 
auf regulären Handelsbeziehungen beruhende Angebot 
—, so vermindert sich entsprechend die ausländische 
Nachfrage nach unseren Produkten in Westdeutschland 
bzw. der Preis der von Westdeutschland ins Ausland 
exportierten DDR-Produkte sinkt entsprechend, und 
hierdurch wird natürlich auch der reguläre Handel zwi­
schen der DDR und Westdeutschland in Mitleidenschaft 
gezogen. Es darf nicht übersehen werden, daß im kapi­
talistischen Weltmarkt die Preisbildung nicht nur von 
nationalen Faktoren abhängt, sondern die Preise in 
einem Land stark von den Preisen des anderen Lan­
des beeinflußt werden, daß ein unter dem wahren Wert 
liegendes Preisangebot in einem Land zwangsläufig 
auch zur Drückung der Preise im anderen Land führt. 
Gerade bei Waren wie den Produkten unserer optischen 
Industrie, die in der ganzen Welt geschätzt und begehrt 
sind, spielen diese Momente eine nicht unbeachtliche 
Rolle. Bei einem illegalen Warentransport ins Ausland 
ist also nicht nur der Außenhandel, sondern auch der 
innerdeutsche Handel angegriffen.

Die Berliner Justiz — Stadtgericht wie Kammer- 
gericht — hat deshalb auch stets, wenn derartige Fälle 
zur Aburteilung standen, unter Zugrundelegung der 
oben ausgeführten Gesichtspunkte die Handelsschutz­
bestimmungen angewandt.

Dr. Götz B e r g e r ,  Berlin

28 5


